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(Kein) Vorsteuerabzug beim Betriebsausflug 
 
Mit Urteil vom 09.12.2010 (V R 17/10) hat der 
Bundesfinanzhof in einer rechtsprechungsän-
dernden Entscheidung zum Verhältnis von Vor-
steuerabzug und Umsatzbesteuerung von Ent-
nahmen Stellung genommen. Durch den BFH 
wird in dieser und zwei weiteren Entscheidungen 
(V R 12/08, V R 38/09) klargestellt, dass ein Un-
ternehmer nur dann zum Vorsteuerabzug berech-
tigt ist, wenn die bezogenen Leistungen für be-
stimmte Ausgangsumsätze verwendet werden 
und zwischen beiden ein direkter und unmittelba-
rer Zusammenhang besteht. In den Entscheidun-
gen wird betont, dass nur mittelbar verfolgte Zwe-
cke unbeachtlich sein sollen. 
Das Urteil vom 09.12.2010 betraf die Frage des 
Vorsteuerabzugs bei Aufwendungen für Be-
triebsausflüge durch Unternehmer, die grundsätz-
lich zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. 
 
Nach der bisherigen Rechtsprechung des BFH 
hatte der Arbeitgeber bei Aufwendungen für Be-
triebsveranstaltungen bei denen eine private Mit-
veranlassung angenommen wurde, eine Entnah-

me zu versteuern, aber auch das Recht auf den 
Vorsteuerabzug. Für die Frage, wann eine private 
Mitveranlassung vorliegt, wird auf die im 
Lohnsteuerrecht geltende Freigrenze von 110 
EUR je Arbeitnehmer für die Kosten der Betriebs-
veranstaltung zurück gegriffen.  
Wird die Freigrenze unterschritten, gilt die Veran-
staltung als im überwiegenden unternehmeri-
schen Interesse erbracht, mit der Folge, dass der 
Unternehmer zum Abzug der Vorsteuer aus den 
Kosten der Veranstaltung berechtigt ist, ohne 
dass er eine Entnahme zu versteuern hat.  
Wird die Freigrenze jedoch überschritten, ist von 
einer Mitveranlassung durch die Privatsphäre der 
Arbeitnehmer auszugehen. Nach der Rechtspre-
chungsänderung des BFH besteht für den Unter-
nehmer kein Anspruch auf Vorsteuerabzug mehr. 
Im Gegenzug ist aber auch keine Entnahme mehr 
zu versteuern. In der Begründung des BFH heißt 
es, dass der mittelbar verfolgte Zweck der Förde-
rung des Betriebsklimas keinen Vorsteuerabzug 
begründen kann. 
 

 
 

Umkehr der Steuerschuldnerschaft bei Unternehmern, die steuerfreie  
Leistungen erbringen und bei Kleinunternehmern 
 
Die Entwicklung des Umsatzsteuerrechts nach 
den Vorgaben der „EU-Gesetzgebung“ führt in-
nerhalb der Europäischen Union zu einer immer 
ausgeprägteren Harmonisierung der Regelungen 
in den einzelnen Mitgliedsstaaten. Im Zusam-
menhang mit dem Bezug von sonstigen Leistun-
gen (Dienstleistungen) durch deutsche Unter-
nehmer aus dem EU-Ausland möchten wir Sie auf 
Folgendes hinweisen: 
 
Die Erbringung von sonstigen Leistungen durch 
einen in einem EU-Mitgliedsstaat ansässigen 
Unternehmer an einen deutschen Unternehmer 
führt grundsätzlich zur Umkehr der Steuerschuld-
nerschaft (sog. Reverse Charge Verfahren). Das 
heißt der deutsche Unternehmer hat nach § 13b 
UStG die Umsatzsteuer zu tragen, kann aber 
grundsätzlich den Betrag im Rahmen des Vor-

steuerabzugs wieder geltend machen, so dass 
ihm im Ergebnis keine Belastung entsteht. 
Zu beachten ist, dass die Regelungen zur Umkehr 
der Steuerschuldnerschaft nach § 13b UStG auch 
für Unternehmer, die nur steuerfreie Umsätze 
ausführen sowie für Kleinunternehmer gelten. 
Diese müssen grundsätzlich auf selbst erbrachte 
Leistungen keine Umsatzsteuer abführen, haben 
aber dementsprechend regelmäßig keinen An-
spruch auf Vorsteuerabzug. Schulden diese Un-
ternehmer nach § 13b UStG die Umsatzsteuer, 
sind sie verpflichtet, die Umsatzsteuer an das 
Finanzamt abführen, da sie auch im Falle der 
Umkehr der Steuerschuldnerschaft nicht zum 
Vorsteuerabzug berechtigt sind.  
Damit stellen die Regelungen zur Umkehr der 
Steuerschuldnerschaft für Unternehmer, die steu-
erfreie Leistungen ausführen und für Kleinunter-
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nehmer einen echten Kostenfaktor dar. Dies sollte 
bei der Inanspruchnahme von sonstigen Leistun-
gen durch einen im Ausland ansässigen Unter-
nehmer beachtet werden. 
 
Daneben sind auch Formalien zu beachten. So 
benötigen auch die Unternehmer, die steuerfreie 
Leistungen ausführen und die Kleinunternehmer, 
wenn sie sonstige Leistungen von im EU-Ausland 
ansässigen Unternehmern beziehen eine Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer (Ust-Id.Nr.), da 
der Auftragnehmer verpflichtet ist, auf der Rech-
nung die USt-IdNr. des Auftragnehmers und des 
Auftraggebers anzugeben. Weiter muss der in 

einem EU-Mitgliedsstaat ansässige Auftragneh-
mer in einer Zusammenfassenden Meldung sämt-
liche sonstigen Leistungen gegenüber den Fi-
nanzbehörden melden, die er an im EU-Ausland 
ansässige Auftraggeber erbracht hat. Die Anga-
ben der Zusammenfassenden Meldungen werden 
mir den Angaben der deutschen Auftraggeber in 
den Umsatzsteuer-Voranmeldungen abgeglichen. 
Dieser maschinelle Datenabgleich ermöglicht es 
den Behörden, eine pflichtwidrig unterlassene 
Erklärung von nach § 13 b UStG geschuldeten 
Umsatzsteuern aufzudecken. 
 

 
 

Tank- und Geschenkgutscheine des Arbeitgebers 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit drei Urteilen 
vom 11. November 2010 (VI R 21/09, VI R 27/09, 
VI R 41/10) anlässlich der Frage der einkom-
mensteuerrechtlichen Behandlung von Tankkar-
ten, Tankgutscheinen und Geschenkgutscheinen 
erstmals Grundsätze zu der Unterscheidung von 
Barlohn und einem nach dem Einkommensteuer-
gesetz (EStG) bis zur Höhe von monatlich 44 € 
steuerfreiem Sachlohn aufgestellt.  
In den vom BFH entschiedenen Streitfällen hatten 
Arbeitgeber etwa ihren Arbeitnehmern das Recht 
eingeräumt, auf ihre Kosten gegen Vorlage einer 
Tankkarte bei einer bestimmten Tankstelle bis zu 
einem Höchstbetrag von 44 € monatlich zu tanken 
oder die Arbeitnehmer hatten anlässlich ihres 
Geburtstages Geschenkgutscheine einer großen 
Einzelhandelskette über 20 € von ihrem Arbeitge-
ber erhalten oder durften mit vom Arbeitgeber 
ausgestellten Tankgutscheinen bei einer Tank-
stelle ihrer Wahl 30 Liter Treibstoff tanken und 
sich die Kosten dafür von ihrem Arbeitgeber er-
statten lassen. Während die Arbeitgeber diese 
Zuwendungen jeweils als Sachlohn beurteilten 
und angesichts der Freigrenze keine Lohnsteuer 
einbehielten, waren die Finanzämter auf Grundla-
ge von Verwaltungserlassen von nicht steuerbe-
freitem Barlohn ausgegangen und hatten entspre-
chende Lohnsteuerhaftungs- und 
Nachforderungsbescheide erlassen. Darin waren 
sie von den Finanzgerichten bestätigt worden.  
 
Der BFH hat dagegen in sämtlichen Streitfällen 
Sachlohn angenommen, die Vorentscheidungen 
aufgehoben und den Klagen stattgegeben. Die 
Frage, ob Barlöhne oder Sachbezüge vorliegen, 
entscheide sich nach dem Rechtsgrund des Zu-
flusses, nämlich auf Grundlage der arbeitsvertrag-
lichen Vereinbarungen danach, welche Leistung 
der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber beanspruchen 

kann. Die Unterscheidung sei nach der Art des 
arbeitgeberseitig zugesagten und daher arbeit-
nehmerseitig zu beanspruchenden Vorteils selbst 
und nicht durch die Art und Weise der Erfüllung 
des Anspruchs zu treffen. Könne der Arbeitneh-
mer lediglich die Sache selbst beanspruchen, 
komme eine Steuerbefreiung für Sachbezüge 
nach § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG in Betracht. Dann sei 
es auch unerheblich, ob der Arbeitgeber zur Erfül-
lung dieses Anspruchs selbst tätig werde, oder 
dem Arbeitnehmer gestatte, auf seine Kosten die 
Sachen bei einem Dritten zu erwerben. Deshalb 
lägen Sachbezüge auch dann vor, wenn der Ar-
beitgeber seine Zahlung an den Arbeitnehmer mit 
der Auflage verbinde, den empfangenen Geldbe-
trag nur in einer bestimmten Weise zu verwenden. 
Seine bisher anders lautende Rechtsprechung 
(Urteil vom 27. Oktober 2004 VI R 51/03) hat der 
BFH ausdrücklich aufgegeben. (Pressemitteilung 
des BFH v. 09.02.2011) 
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